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tung bestand. Es war eine „Geste guten Willens“* 2 3 9, die der 
Vertrauensbildung dienen und den Prozeß der Ratifizierung 
des INF-Vertrages unterstützen sollte. Als solche geht sie 
weit über die in Art. 18 der Wiener Konvention über das 
Recht der Verträge vom 23. Mai 196910 11 enthaltene Verpflich­
tung der Staaten hinaus, dem Gegenstand und Zweck eines 
Vertrages vor seinem Inkrafttreten nicht zuwiderzuhandeln. 
Das Gegenseitigkeit^- und das Vereinbarungsprinzip bleiben 
dadurch gewahrt, daß die Realisierung der Verpflichtung 
aus dem INF-Vertrag — die Vernichtung der Raketen — erst 
mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages und in Übereinstim­
mung damit einsetzt. Der Abzug der Raketen erforderte 
wiederum eine entsprechende Vereinbarung im Rahmen der 
Organisation des Warschauer Vertrages bzw. zwischen 
UdSSR, DDR und CSSR.

Die Tatsache, daß sich der Abzug der sowjetischen Ra­
keten unter den Augen der Öffentlichkeit, in Anwesenheit 
vieler, auch ausländischer Medienvertreter vollzog, zeigt 
deutlich, welch große Rolle die Öffentlichkeit und die Me­
dien bei der internationalen Vertrauensbildung spielen kön­
nen und daß dies von den sozialistischen Staaten verstärkt 
in Rechnung gestellt wird. Dies gilt auch allgemein im Hin­
blick auf völkerrechtliche Vereinbarungen und deren Einhal­
tung.

Notwendigkeit strikter Kontrolle
bei Rüstungsbegrenzungs- und Abrüstungsvereinbarungen

Das Verständnis vom Völkerrecht als Garantiefaktor im um­
fassenden Sicherheitssystem impliziert eine gewachsene Be­
deutung internationaler Kontroll- und Gewährleistungsme­
chanismen. Das betrifft in besonderer Weise das Gebiet der 
Rüstungsbegrenzung und Abrüstung, wo die Kontrollpro- 
blematik schon seit langem Gegenstand intensiver Auseinan­
dersetzungen ist. Seit 1987 findet im Rahmen der UN-Abrü- 
stungskommission eine interessante und konstruktive Dis­
kussion zum Thema „Verifikation in allen Aspekten“ statt, 
die auf der Staaten- und Vertragspraxis bzw. auf Verhand­
lungstrends und insbesondere auf den von der 1. UN-Sonder- 
tagung über Abrüstung!1 verabschiedeten Prinzipien auf­
baut. So konnte man sich in der UN-Abrüstungskommission 
auf folgende „vereinbarte Punkte“ zum Wesen der Kontrolle 
einigen:

„(1) Adäquate und wirksame Kontrolle (Verifikation) ist 
ein wesentliches Element aller Rüstungsbegrenzungs- und 
Abrüstungsvereinbarungen.

(2) Kontrolle ist kein Selbstzweck, sondern ein wesent­
liches Element im Prozeß der Erreichung von Rüstungsbe­
grenzungs- und Abrüstungsvereinbarungen.

(3) Kontrolle sollte die Durchsetzung von Rüstungsbegren­
zungs- und Abrüstungsmaßnahmen fördern, Vertrauen zwi­
schen den Staaten schaffen und gewährleisten, daß die Ver­
einbarungen von allen Partnerstaaten eingehalten wer­
den.“12

Das wesentliche Ziel von Kontrolle ist also Vertrauens­
bildung, nicht aber (lediglich) „Abschreckung“ vor Vertrags­
verletzungen.13 Prinzipiell müssen Vertrauen, das sich in 
der Tatsache des Vertragsschlusses äußert, und Erfüllungs­
bereitschaft schon vorhanden sein; sie können durch Kon­
trolle nicht ersetzt werden.14 Das wirksame Funktionieren 
von Kontrollmaßnahmen als Mittel zusätzlicher Vertrauens­
bildung haben beispielsweise die nach dem Stockholmer Do­
kument von 198615 durchgeführten Inspektionen gezeigt.

Die Kontroll- oder Verifikationsproblematik hat politi­
sche, militärische, technische, aber auch (völker-)rechtliche 
Aspekte. Die Relevanz technischer Fragen kommt z. B. bei 
den umfangreichen Versuchsaktivitäten zum Ausdruck, die 
in Vorbereitung eines Atomteststopps im Raum Semipala- 
tinsk und in der Wüste von Nevada stattfinden. Schon Mitte 
Februar 1988 studierten sowjetische bzw. US-amerikanische 
Experten die Bedingungen für Inspektionen, die nach dem 
INF-Vertrag in bezug auf die Raketenproduktionsbetriebe 
vorgesehen sind.16 Die Untersuchung und der Nachweis der 
technischen Kontrollierbarkeit im Vorfeld von Vereinba­
rungen bzw. ihrer Inkraftsetzung sind also von nicht 
geringer Bedeutung. Entscheidend ist und bleibt aber der

jeweilige politische Wille. Er und nicht der Aspekt der tech­
nischen Kontrollmöglichkeiten bestimmt letztlich den Um­
fang des Abkommens.17

Der rechtliche Charakter der Kontrolle resultiert daraus, 
daß sie auf einer Vereinbarung beruht, eine spezifische Ge­
währleistungsfunktion hat und darüber hinaus in der Regel 
einer bestimmten juristischen Form, eines Verfahrens be­
darf. Die Kontrollverfahren, ihre Gestaltung und Handha­
bung unterliegen den Grundprinzipien des Völkerrechts der 
Gegenwart. Das führt wiederum zur Ausprägung bestimm­
ter spezieller Kontrollgrundsätze wie des Vereinbarungs­
und Angemessenheitsgrundsatzes oder des Interventions­
und Mißbrauchsverbots. Schließlich ermöglicht und erfordert 
eine rechtliche Betrachtungsweise die breitere Einbettung der 
Kontrollverfahren in bestimmte völkerrechtliche „Grund­
techniken“, wie die der Informationsmethode, der friedli­
chen Streitbeilegung bzw. der völkerrechtlichen Verantwort­
lichkeit.18

Je größer Bedeutung und „Sensitivität“ der Abrüstungs­
maßnahmen sind, desto notwendiger sind strikte Kontroll­
maßnahmen und die Bereitschaft der Staaten hierzu.19 20 Ge­
nau diesem Grundsatz entspricht das Kontrollsystem des 
INF-Vertrages. Von amerikanischer Seite ist es als „streng­
ste Kontrolle irgendeines Rüstungskontrollabkommens in 
der Geschichte“ bezeichnet worden.26 Auf der Pressekon­
ferenz in Washington am 10. Dezember 1987 erklärte 
M. S. G o r b a t s c h o w ,  daß der INF-Vertrag „beispiellose 
Normen für Offenheit und Transparenz, für Umfang und 
Tiefe der gegenseitigen Überpüfung und Kontrolle setzt“.21 
In dieser seiner Anlage dient das Kontrollsystem des INF- 
Vertrages als Muster — bis hin zu vielen Einzelheiten — für 
das Abkommen über die 50prozentige Reduzierung der stra­
tegischen Waffen.22

Das Erfordernis der Vereinbarung über Kontrollverfahren

Der weitreichende, strikte Kontrollmechanismus des INF- 
Vertrages bedeutet nicht — wie gelegentlich (journalistisch) 
dargestellt wird23 * * — einen Souveränitätsverzicht oder eine
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